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Schriftlicher Bericht 

des Ausschussses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Werbung auf dem Gebiete des 

Heilwesens 

— Drucksache IV/1867 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Offenbach) 


a) Allgemeines 

Der Entwurf wurde in der 117. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 21. Februar 1964 dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen federführend und dem 
Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Gesundheistswesen hat sich in 
13 Sitzungen mit dem Entwurf befaßt. Er hörte am 
5. Oktober 1964 als Sachverständige dre Herren 
Präsident Dr. Fromm von der Bundesärztekammer, 
Prof. Dr. Silbermann von der Universität Köln, 
Prof. Dr. Völker von der Tierärztlichen Hochschule 
Hannover und Dr. Kerndl, vereidigter Sachver- 
ständiger und Apotheker. Außerdem holte er von 
den von diesem Gesetz betroffenen Fachkreisen 
und Verbänden Stellungnahmen ein. 

Mit dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes über die Werbung auf dem 
Gebiete das Heilwesens soll das bisher geltende 
Recht, die Polizeiverordnung über die Werbung auf 
dem Gebiete des Heilwesens vom 29. September 
1941, zuletzt durch die zweite Novelle zum Arznei- 
mittelgesetz bis zum 30. Juni 1965 verlängert, ab- 
gelöst werden. 

Bei der Beratung des Arzneimittelgesetzes, das in 
der 3. Wahlperiode vom Ausschuß für Gesundheits- 
wesen federführend behandelt wurde, hatte der Ge- 
setzgeber davon abgesehen, in diesem Gesetz auch 
die Heilmittelwerbung zu regeln, wie es in einem 
von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Herstellung und das Inver- 
kehrbringen von Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz) 
— Drucksache 485 — aus der vorigen Wahlperiode 
vorgesehen war. Von einer Regelung der Werbung 
im Arzneimittelgesetz wurde in der 3. Wahlperiode 
Abstand genommen, weil neben der Werbung für 


Arzneimittel noch weitere Bereiche der Werbung 
auf dem Gebiete des Heilwesens erfaßt werden 
sollten. Außerdem bestand die Gefahr, daß durch 
eine gemeinsame Regelung die Verabschiedung des 
Arzneimittelgesetzes verzögert worden wäre. Trotz 
der zeitlichen Trennung zwischen Verabschiedung 
des Arzneimittelgesetzes und der Vorlage des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die Werbung auf dem 
Gebiete des Heilwesens ist jedoch nicht zu über- 
sehen, daß beide Gesetze sich gegenseitig ergänzen. 
Dies gilt um so mehr, als durch höchstrichterliche 
Entscheidung festgestellt worden ist, daß es sich 
bei dem Arzneimittel um eine besondere Ware 
handelt. Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat 
deshalb die Vorlage dieses Gesetzes begrüßt, um 
die Werbung für diese „besondere Ware" zu nor- 
mieren. 

Nach langwierigen, eingehenden Verhandlungen 
kam der Ausschuß für Gesundheitswesen zu dem 
einmütigen Ergebnis, die Regierungsvorlage in der 
vorgesehenen Fassung aus verschiedenen Gründen 
nicht zu übernehmen. Einmal war der Ausschuß 
der Auffassung, daß hinsichtlich der Gesetzessyste- 
matik eine andere Zusammenstellung des Gesetzes- 
inhaltes notwendig sei und folgerte daraus, in der 
ersten Vorschrift des Gesetzes den Anwendungsbe- 
reich festzulegen, wobei entgegen der im § 7 des 
Regierungsentwurfs vorgesehenen Herausnahme 
der Werbung für Lebensmittel, Bedarfsgegenstände 
und Futtermittel diese genannten Mittel in be- 
grenzter Form in den Anwendungsbereich einbe- 
zogen wurden. 

Zum zweiten hatte der Ausschuß für Gesund- 
heitswesen Bedenken gegen die im § 1 der Regie- 
rungsvorlage vorgesehene Generalklausel, wonach 
die Werbung für Arzneimittel nach Art, Form oder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3356 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Inhalt nicht geeignet sein dürfe, den Entschluß zum 
Kauf, zur Verschreibung oder zur Anwendung des 
Arzneimittels unsachlich zu beeinflussen. Der Aus- 
schuß hielt diese Formulierung aus Gründen der 
Rechtssicherheit nicht für ausreichend und ersetzte 
die Generalklausel in der Erkenntnis, daß Unsach- 
lichkeit im Grunde nur durch die Aufzählung kon- 
kreter Tatbestände erfaßt werden kann, durch ent- 
sprechende Aufzählungen möglicher Tatbestände. 

Schließlich war der Ausschuß der Auffassung, 
daß ein generelles Verbot der Werbung in Film, 
Rundfunk und Fernsehen, wie es der Regierungs- 
entwurf vorsieht, wegen der bestehenden verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken nicht möglich isei und 
der möglicherweise besondere Einfluß dieser Mas- 
senmedien durch weitere Konkretisierung bestimm- 
ter Werbeverbote versachlicht werden könne. 

Der vom Ausschuß für Gesundheitswesen erarbei- 
tete neue Gesetzestext, wurde nach Abschluß der 
zweiten Lesung dem mitberatenden Wirtschaftsaus- 
schuß zur Stellungnahme zugeleitet, der in zwei 
Sitzungen dazu Stellung nahm. 

Im Wirtschaftsausschuß wurde zunächst empfoh- 
len, der federführende Ausschuß möge prüfen, ob mit 
der vorgesehenen Formulierung die Werbung für Ge- 
genstände zur Verhütung von Unfallschäden ausge- 
nommen sei. Einige Mitglieder des Wirtschaftaus- 
schusses haben sich Änderungsanträge Vorbehalten 
auf Einbeziehung der Lebensmittel, sofern diese 
arzneilich wirksame Stoffe enthielten. Der Wirt- 
schaftsausschuß war übereinstimmend der Auffas- 
sung, alle Kosmetika sollten, soweit sie nicht jetzt 
schon von den Voirschriften des Arzneimittelge- 
setzes erfaßt würden, von den Vorschriften dieses 
Gesetzes ausgenommen werden. 

Hinsichtlich der Werbung von Personen bzw. 
Unternehmen mit Wohnsitz außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes wurden folgende 
Alternativvorschläge unterbreitet: 

a) Unzulässig ist eine Werbung, wenn keine Per- 
son oder kein Unternehmen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ansässig ist, die für bei der 
Werbung begangene Zuwiderhandlungen gegen 
die deutschen Gesetze in diesem Geltungs- 

. bereich verfolgt werden können. 

b) Eine Werbung, die von einem Unternehmen be- 
trieben oder veranlaßt wird, das seinen Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
hat, ist unzulässig, wenn nicht die Verantwor- 
tung für die Werbung von einem im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ansässigen Unterneh- 
men übernommen worden ist. 

Hinsichtlich der Werbung mit Werbegaben ver- 
trat der Wirtschaftsausschuß die Auffassung, es 
solle lediglich verhindert werden, daß derjenige, 
der Werbemittel bekomme, sich nicht durch die 
Verschreibung oder Verwendung dieser angebote- 
nen Mittel zusätzliche wirtschaftliche Vorteile ver- 
schaffe. 

Zum Katalogsverbot des § 9 schlug der Wirt- 
schaftsausschuß vor, die Verbote hinsichtlich der 
bildlichen Darstellung (Nr. 4 und 5) einer Überprü- 


fung zu unterziehen, weil dem Ausschuß die in die- 
sen Vorschriften vorgesehenen Werbeverbote unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu weitgehend er- 
schienen und deshalb einer Auflockerung bedürften. 

Zur Krankheitsliste nach § 10 vertrat der Wirt- 
schaftsausschuß die Auffassung, diese solle mit dem 
Ziel der Einengung überprüft werden, um wirt- 
schaftliche Nachteile zu vermeiden. 

Zu § 12 schlug der Wirtschaftsausschuß folgende 
Fassung vor: 

„§ 12 

Die zuständigen Behörden können gegen eine 
Werbung unmittelbar einschreiten, wenn Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, daß die Wer- 
bung gegen ein Verbot dieses Gesetzes verstößt 
und dadurch die Allgemeinheit gefährdet wird." 

Im übrigen empfahl der Wirtschaftsausschuß dem 
federführenden Ausschuß, in das Arzneimittelgesetz 
eine neue Bestimmung einzufügen, durch die das 
Bundesgesundheitsministerium ermächtigt werden 
solle, bei Schmerzmitteln bestimmte Warnhinweise 
vorzuschreiben. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen behandelte 
in iseinen Sitzungen am 7. und 8. April 1965 in 
Berlin den Gesetzentwurf in dritter Lesung. Bei der 
Schlußabstimmung, in der sich die Mitglieder der 
Fraktion der SPD der Stimme enthielten, wurde 
noch einmal deutlich gemacht, daß das vorliegende 
Gesetz in erster Linie gesundheitspolittsch ausge- 
richtet ist. Es muß sich in der Praxis bewähren. 

b) Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Wie bereits im allgemeinen Teil ausgeführt, soll 
von diesem Gesetz nicht nur die Werbung für Arz- 
neimittel im Sinne des § 1 des Arzneimittelgesetzes 
erfaßt werden, sondern auch die Werbung für an- 
dere Mittel, wie Lebensmittel, Futtermittel, Kosme- 
tika und Gegenstände zur Körperpflege, soweit 
diese der Erkennung, Beseitigung oder Linderung 
von Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhaften Beschwerden beim Menschen oder Tier 
dienen und die Werbeaussage sich auf diesen Zweck 
bezieht. Mit der Einbeziehung dieser anderen Mittel 
wird nur ein geringer Teil der Lebens- und Futter- 
mittel sowie der Kosmetika erfaßt, nämlich nur inso- 
weit, als sie auch den genannten Zwecken dienen 
und in der Werbung auf diesen Zweck Bezug ge- 
nommen wird. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen war der Auf- 
fassung, die Werbung für die anderen Mittel, Ver- 
fahren, Behandlungen und Gegenstände auf die ge- 
nannten Fälle beschränken zu sollen; er glaubte, auf 
die Hinzufügung der Vorbeugung verzichten zu kön- 
nen, weil es nach allgemein herrschender Auffas- 
sung nur verhältnismäßig wenige Krankheiten gibt, 
bei denen eine Vorbeugung im eigentlichen Sinne 
des Wortes, nämlich die Verhinderung der Ent- 
stehung, möglich ist. Im übrigen folgte der Aus- 
schuß mit der Einbeziehung dieser Mittel in das 
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Gesetz der Auffassung des Bundesrates. Auch die 
Tatsache, daß eine anderweitige Regelung durch 
Gesetz oder Verordnung bei diesen anderen Mit- 
teln zur Zeit noch nicht absehbar ist, bewog ihn zur 
Aufnahme in dieses Gesetz, womit auch der An- 
schluß an die Polizeiverordnung gefunden wurde. 

Zu § 2 

§ 2 bringt eine Begriffsbestimmung der Fachkreise. 
Diese Bestimmung ist erforderlich, weil die Wer- 
bung auf dem Gebiete des Heilwesens bei Fach- 
und Nicht-Fachkreisen unterschiedlich betrieben 
werden kann. 

Zu den §§ 3 bis 7 

Die genannten Bestimmungen bringen ein Ver- 
bot der Werbung sowohl in Fachkreisen als auch 
in Nicht-Fachkreisen. 

Mit § 3 soll die irreführende Werbung verboten 
werden. Dabei wurde der Tatbestand der Irrefüh- 
rung durch besondere Beispiele konkretisiert. So 
liegt Irreführung insbesondere dann vor, wenn den 
Gegenständen dieses Gesetzes Wirkungen beige- 
legt werden, die ihnen nach den Erkenntnissen der 
medizinischen Wissenschaft oder nach praktischen 
Erfahrungen nicht zukommen oder wenn andere 
falsche Eindrücke erweckt oder unwahre bzw. täu- 
schende Angaben gemacht werden. 

§ 4 soll einer sich immer weiter ausdehnenden 
Gewohnheit entgegentreten, mit wissenschaftlich 
nicht berufenen Personen oder unqualifizierten Gut- 
achten zu werben oder sich bei der Werbung auf 
diese zu beziehen. 

§ 5 verbietet die Werbung mit Werbegaben. 

Mit § 6 wird eine Werbung verboten, die darauf 
hinwirkt, apothekenpflichtige Arzneimittel im 
Wege des Versandes zu beziehen. Der Ausschuß 
glaubt, mit dieser Bestimmung auch das Institut 
der Apotheke schützen zu sollen. Eine Ausnahme 
von diesem Verbot war für die Fälle des § 34 
Arzneimittelgesetz erforderlich. 

§ 7 verbietet die Werbung für eine Fernbehand- 
lung. 

Zu den §§ 8 bis 10 

Diese Paragraphen bringen eine Einschränkung 
der Werbung außerhalb der Fachkreise, die ver- 
ständlicherweise zusätzlichen einschränkenden Kri- 
terien unterworfen sein muß. 


Zu § 8 

§ 8 legt ein Verbot der Werbung für verschrei- 
bungpflichtige Arzneimittel und für Schlafmittel 
außerhalb der Fachkreise fest. Mit Mehrheit nahm 
der Ausschuß davon Abstand, auch die Schmerz- 
mittel in dieses absolute Werbeverbot außerhalb 
der Fachkreise einzubeziehen, zumal durch die 
gleichzeitige Änderung des Arzneimittelgesetzes 


besondere Warnvorschriften für die Schmerzmittel 
vorgeschrieben werden. Ein Antrag, die Werbung 
für Schmerzmittel außerhalb der Fachkreise nur 
dann zuzulassen, wenn auch bei der Werbung 
Warnhinweise gegeben werden, wurde wegen der 
schwierigen praktischen Durchführbarkeit mit Mehr- 
heit abgelehnt. 

Zu § 9 

§ 9 bringt einen Katalog besonderer Einschrän- 
kungen der Werbung außerhalb der Fachkreise. Der 
Ausschuß hat sich dabei bemüht, diesen Katalog 
möglichst umfassend zu gestalten. Die einzelnen 
Verbote gehen aus den 14 Nummern dieser Be- 
stimmung hervor und brauchen nicht näher er- 
läutert zu werden. Bei dem Verbot der bildlichen 
Darstellung von Krankheiten beim Menschen (Nr. 5) 
ist der Ausschuß von der Überlegung ausgegangen, 
daß häufig bildliche Darstellungen suggestive Wir- 
kungen auf den Angesprochenen ausüben, so daß 
er dazu verleitet werden kann, dargestellte Krank- 
heitsbilder auf die eigenen Beschwerden zu bezie- 
hen. Der Ausschuß war sich darüber im klaren, daß 
es Grenzfälle geben kann, die nicht gesetzlich exakt 
abgegrenzt werden können, so daß insoweit die Ab- 
grenzung der Rechtsprechung überlassen bleiben 
muß (vgl. letzter Absatz des allgemeinen Teils). 

Zu § 10 

Im § 10 Abs. 1 wird die Werbung für Arznei- 
mittel in bezug auf bestimmte, besonders schwer- 
wiegend erscheinende und häufiger auftretende 
Krankheiten bei Mensch und Tier verboten, wobei 
sich die Ausschußmehrheit von der Auffassung 
leiten ließ, den Katalog nicht zu weit zu fassen und 
damit auch das Gesetz praktikabel zu halten. Der 
vom Ausschuß vorgeschlagene Katalog zu § 10 hält 
sich an das Deutsche und Internationale Verzeich- 
nis der Krankheiten, Verletzungen und Todesur- 
sachen. Ein Antrag auf Streichung des Krankheits- 
kataloges, der von der Überlegung ausging, daß 
man nicht nur einzelne Krankheitsgruppen allein 
ausnehmen könne, zumal Nicht-Fachkreise weder 
Diagnosen stellen nodi Krankheiten unterscheiden 
können, fand keine Mehrheit. 

In Absatz 2 erfolgt eine dem Absatz 1 entspre- 
chende Einschränkung für die in § 1 Abs. 2 genann- 
ten anderen Mittel, allerdings ohne ein Werbe- 
verbot für die Verhütung bei den im Katalog ge- 
nannten Krankheiten. Auf Grund der Verordnung 
über diätetische Lebensmittel ist eine Ausnahme für 
diese Lebensmittel, soweit sie die genannte Ver- 
ordnung betreffen, angebracht. Außerdem glaubte 
der Ausschuß für Verfahren oder Behandlungen in 
Heilbädern, Kurorten und Kuranstalten eine Son- 
: derregelung zulassen zu sollen. 

Zu § 11 

Um zu verhindern, daß Werbematerial in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelangt, ohne daß 
jemand für Verstöße gegen dieses Gesetz in An- 
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Spruch genommen werden kann, hielt der Ausschuß 
die in § 11 vorgesehene Regelung für erforderlich. 

Zu § 12 

In Satz 1 folgte der Ausschuß für Gesundheits- 
wesen dem Vorschlag des Wirtschaftsausschusses, 
weil dadurch gleichzeitig eine Anpassung an §42 des 
AMG erreicht wird. Dem Streichungsvorschlag des 
Wirtschaftsausschusses für Satz 2 konnte sich der 
Ausschuß für Gesundheitswesen jedoch nicht an- 
schließen. Der Ausschuß glaubte vielmehr, wenn ein 
Verstoß gegen das Gesetz festgestellt worden ist und 
dadurch die Allgemeinheit gefährdet wird, die Mög- 
lichkeit bestehen müsse, das Werbematerial sicher- 
zustellen. 

Der Wirtschaftsausschuß hatte vorgeschlagen, den 
Absatz 2 ersatzlos zu streichen. Der Ausschuß für 
Gesundheitswesen glaubte auch diesem Streichungs- 
vorschlag nicht folgen zu sollen. Er hielt durch die 
Einbeziehung der Gefährdung der Allgemeinheit 
die Rechtssicherheit für ausreichend geschützt. 

Zu den §§ 13 und 14 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Be- 
sfimmungen dieses Gesetzes, je nach ihrer Bedeu- 
tung, entweder mit Gefängnisstrafe oder mit einer 
Geldbuße beschwert werden müßten. Das in § 3 
vorgesehene Verbot der irreführenden Werbung 
hielt der Ausschuß für so wichtig, daß ein wissent- 
licher Verstoß gegen dieses Verbot nach Auffas- 
sung des Ausschusses mit Gefängnis bedroht wer- 
den sollte. Alle übrigen Bestimmungen sollen als 
Ordnungswidrigkeit behandelt werden, wobei der 
Ausschuß die Auffassung vertrat, der Betrag von 
10 000 DM sei als Höchstgeldbuße ausreichend. 


Zu den §§ 15 bis 18 

Der Ausschuß hat diese Vorschriften in das Ge- 
setz eingefügt, um auch diejenigen Personen erfas- 
sen zu können, die ohne entsprechende Bestimmun- 
gen strafrechtlich nicht als Täter erfaßt werden kön- 
nen. Die Formulierungen entsprechen denjenigen 
anderer vergleichbarer Gesetze. 

Zu Artikel 2 

In der Regierungsvorlage war vorgesehen, den § 6 
Abs. 2 Buchstabe c und den § 10 der Polizeiverord- 
nung in Kraft zu belassen, bis das allgemeine Straf- 
recht neu geregelt wird. In diesen Bestimmungen 
war die Werbung zur Verhütung oder Beseitigung 
der Schwangerschaft beim Menschen außerhalb der 
Fachkreise verboten. Der Ausschuß für Gesund- 
heitswesen wollte ein solches Verbot nicht aufrecht- 
erhalten. Es kam ihm nur darauf an, eine anstößige 
Werbung für die Verhütungsmittel strafrechtlich zu 
ahnden. Die Werbung für die Schwangerschaft be- 
seitigenden Mittel ist ohnehin verboten. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 bringt eine Ergänzung des Arzneimittel- 
gesetzes. Mit der vorgesehenen Einfügung des 
§ 38 a soll festgelegt werden, daß bei nicht ver- 
schreibungspflichtigen Schmerz-, Schlaf- und Ab- 
magerungsmitteln Warnhinweise angebracht wer- 
den müssen, wenn sie vom Bundesminister für Ge- 
sundheitswesen zu bestimmende Stoffe oder Zube- 
reitungen aus Stoffen enthalten, die bei langanhal- 
tendem Gebrauch geeignet sind, die Gesundheit des 
Menschen zu gefährden. Auf die Erläuterung zu § 8 
dieses Gesetzes wird in diesem Zusammenhang ver- 
wiesen. 


Bonn, den 4. Mai 1965 

Dr. Schmidt (Offenbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1867 — 
in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. durch die Beschlußfassung zu 1. die zu diesem 
Gesetz eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 4. Mai 1965 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) Dr. Schmidt (Offenbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die 
Werbung für 

1. Arzneimittel im Sinne des § 1 des Arznei- 
mittelgesetzes, 

2. andere Mittel, Verfahren und Gegen- 
stände, soweit diese der Erkennung, Be- 
seitigung oder Linderung von Krankheiten, 
Leiden, Körperschäden oder krankhaften 
Beschwerden bei Mensch oder Tier dienen 
und die Werbeaussage sich auf diesen 
Zweck bezieht. 

(2) Andere Mittel im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 
sind Lebensmittel im Sinne des § 1 des Lebens- 
mittelgesetzes und Futtermittel im Sinne des § 1 
des Futtermittelgesetzes. Gegenstände im Sinne des | 
Absatzes 1 Nr. 2 sind auch Bedarfsgegenstände im I 
Sinne des § 2 Nr. 2 des Lebensmittelgesetzes und | 
Gegenstände zur Körperpflege. 

I 

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
die Werbung für Gegenstände zur Verhütung von 
Unfallschäden. 

§ 2 

Fachkreise im Sinne dieses Gesetzes sind Ange- 
hörige der Heilberufe oder des Heilgewerbes, Ein- 
richtungen, die der Gesundheit von Mensch oder 
Tier dienen, oder sonstige Personen, soweit sie mit 
Arzneimitteln, Verfahren, Behandlungen, Gegen- 
ständen oder anderen Mitteln erlaubterweise Han- 
del treiben oder sie in Ausübung ihres Berufes an- 
wenden. 

§ 3 

Unzulässig ist eine irreführende Werbung. Eine 
Irreführung liegt insbesondere dann vor, 

1. wenn Arzneimitteln, Verfahren, Behandlungen, 
Gegenständen oder anderen Mitteln Wirkun- 
gen beigelegt werden, die ihnen nicht nach den 
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
oder nach praktischen Erfahrungen zukommen, 

2. wenn fälschlich der Eindruck erweckt wird, daß 

a) ein Erfolg mit Sicherheit erwartet werden 
kann, 


b) bei bestimmungsgemäßer oder längerer 
Anwendung keine schädlichen Nebenwir- 
kungen, abgesehen von besonderen Um- 
ständen des Einzelfalles, eintreten, 

c) die Werbung nicht zu Zwecken des Wett- 
bewerbs veranstaltet wird, 

3. wenn unwahre oder zur Täuschung geeignete 
Angaben 

a) über die Zusammensetzung oder Beschaf- 
fenheit von Arzneimitteln, Gegenständen 
oder anderen Mitteln oder über die Art 
und Weise der Verfahren oder Behandlun- 
gen oder 

b) über die Person, Vorbildung, Befähigung 
oder Erfolge des Herstellers, Erfinders oder 
der für sie tätigen Personen 

gemacht werden. 

§ 4 

Unzulässig ist eine Werbung, wenn 

1. Gutachten oder Zeugnisse veröffentlicht oder 
erwähnt werden, die nicht von wissenschaftlich 
oder fachlich hierzu berufenen Personen er- 
stattet worden sind und nicht die Angabe des 
Namens, Berufes und Wohnortes des Gut- 
achters oder Ausstellers des Zeugnisses sowie 
den Zeitpunkt der Ausstellung des Gutachtens 
oder Zeugnisses enthalten, 

2. auf wissenschaftliche, fachliche oder sonstige 
Veröffentlichungen Bezug genommen wird, 
ohne daß aus der Werbung hervorgeht, ob 
die Veröffentlichung das Arzneimittel, das 
Verfahren, die Behandlung, den Gegenstand 
oder ein anderes Mittel selbst betrifft, für die 
geworben wird, und ohne daß der Name des 
Verfassers, der Zeitpunkt der Veröffentlichung 
und die Fundstelle genannt wird. 

§ 5 

Unzulässig ist eine Werbung, mit der Werbe- 
gaben (Waren oder Leistungen) als Entgelt für die 
Empfehlung, Verschreibung oder Anwendung von 
Arzneimitteln, Verfahren, Behandlungen, Gegen- 
ständen oder anderen Mitteln angekündigt, ange- 
boten oder gewährt werden. 

§ 6 

Unzulässig ist eine Werbung, die darauf hin- 
wirkt, Arzneimittel, deren Abgabe den Apotheken 
Vorbehalten ist, im Wege des Versandes zu bezie- 
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hen. Dieses Verbot gilt nicht für eine Werbung, 
die sich auf die Abgabe von Arzneimitteln in den 
Fällen des § 34 des Arzneimittelgesetzes bezieht. 

§ 7 

Unzulässig ist eine Werbung für die Erkennung 
oder Behandlung von Krankheiten, Leiden, Körper- 
schäden oder krankhaften Beschwerden, die nicht 
auf eigener Wahrnehmung an dem zu behandelnden 
Menschen oder Tier beruht (Fernbehandlung). 

§ 8 

Außerhalb der Fachkreise darf für Arzneimittel 
nicht geworben werden, 

1. wenn sie nur nach Vorlage einer ärztlichen, 
zahnärztlichen oder tierärztlichen Verschrei- 
bung an Verbraucher abgegeben werden dür- 
fen, 

2. wenn sie vom Hersteller oder von demjenigen, 
der sie sonst in den Verkehr bringt, dazu be- 
stimmt sind, beim Menschen die Schlaflosig- 
keit zu beseitigen. 

§ 9 

Außerhalb der Fachkreise darf für Arzneimittel, 
Verfahren, Behandlungen, Gegenstände oder andere 
Mittel nicht geworben werden 

1. mit Gutachten, Zeugnissen, wissenschaftlichen 
oder fachlichen Veröffentlichungen, 

2. mit Angaben, daß das Arzneimittel, das Ver- 
fahren, die Behandlung, der Gegenstand oder 
die anderen Mittel ärztlich, zahnärztlich, tier- 
ärztlich oder anderweitig fachlich empfohlen 
oder geprüft ist, 

3. mit der Wiedergabe von Krankengeschichten, 

4. mit der bildlichen Darstellung von Personen 
in der Berufskleidung oder bei der Ausübung 
der Tätigkeit von Angehörigen der Heil- 
berufe, des Heilgewerbes oder des Arzneimit- 
telhandels, 

5. mit der bildlichen Darstellung 

a) von Krankheiten, Leiden, Körperschäden 
oder krankhaften Beschwerden beim Men- 
schen, 

b) der Wirkung eines Arzneimittels, eines 
Verfahrens, einer Behandlung, eines Ge- 
genstandes oder eines anderen Mittels 
durch vergleichende Darstellung des Kör- 
perzustandes vor und nach der Anwen- 
dung, 

c) des Wirkungsvorganges eines Arzneimit- 
tels, eines Verfahrens, einer Behandlung, 
eines Gegenstandes oder eines anderen 
Mittels, 

6. mit fremd- oder fachsprachlichen Bezeichnun- 
gen, soweit sie nicht in den allgemeinen deut- 
schen Sprachgebrauch eingegangen sind. 


7. mit einer Werbeaussage, die geeignet ist, 
Angstgefühle hervorzurufen oder auszunut- 
zen, 

8. durch Werbevorträge, mit denen ein Feil- 
bieten oder eine Entgegennahme von An- 
schriften verbunden ist, 

9. mit Hauszeitschriften, deren Werbezweck 
mißverständlich oder nicht deutlich erkennbar 
ist, 

10. mit Schriften, die dazu anleiten, bestimmte 
Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder 
krankhafte Beschwerden beim Menschen 
selbst zu erkennen und mit den in der Wer- 
bung bezeichneten Arzneimitteln, Gegenstän- 
den, Verfahren, Behandlungen oder anderen 
Mitteln zu behandeln, 

11. mit Dank-, Anerkennungs- oder Empfeh- 
lungsschreiben oder mit Hinweisen auf solche 
Schreiben, 

12. mit Werbemaßnahmen, die sich ausschließlich 
oder überwiegend an Kinder oder an Jugend- 
liche unter 18 Jahren richten, 

13. mit Preisausschreiben, Verlosungen oder an- 
deren Verfahren, deren Ergebnis vom Zufall 
abhängig ist, 

14. durch die nicht verlangte Abgabe von Mustern 
oder Proben oder durch Gutscheine dafür. 

§ 10 

(1) Die Werbung für Arzneimittel außerhalb der 
Fachkreise darf sich nicht auf die Erkennung, Ver- 
hütung, Beseitigung oder Linderung der in der An- 
lage zu diesem Gesetz aufgeführten Krankheiten 
oder Leiden beim Menschen oder Tier beziehen. 

(2) Die Werbung für andere Mittel, Verfahren, 
Behandlungen oder Gegenstände außerhalb der 
Fachkreise darf sich nicht auf die Erkennung, Be- 
seitigung oder Linderung dieser Krankheiten oder 
Leiden beziehen. Bei Lebensmitteln im Sinne der 
Verordnung über diätetische Lebensmittel vom 
20. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 415) gilt dies 
nicht für die Werbung mit Angaben und Hinweisen, 
die nach dieser Verordnung zugelassen sind. Dies 
gilt auch nicht für die Werbung für Verfahren oder 
Behandlungen in Heilbädern, Kurorten und Kuran- 
stalten. 

§ n 

Die Werbung eines Unternehmens mit Sitz außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ist unzu- 
lässig, wenn nicht ein Unternehmen mit Sitz oder 
eine natürliche Person mit gewöhnlichem Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die nach 
diesem Gesetz unbeschränkt strafrechtlich verfolgt 
werden kann, ausdrücklich damit betraut ist, die 
sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten zu 
übernehmen. 
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§ 12 

(1) Die zuständigen Behörden können gegen eine 
Werbung unmittelbar einschreiten, wenn Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, daß die Werbung gegen 
ein Verbot dieses Gesetzes verstößt und dadurch 
die Allgemeinheit gefährdet wird. Sie können 
Werbematerial, das zu einer solchen Werbung ver- 
wendet wird, sicherstellen. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
eine auf Grund des Absatzes 1 ergangene Verfügung 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 13 

Wer wissentlich dem Verbot der irreführenden 
Werbung (§ 3) zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

§ 14 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ohne nach § 13 strafbar zu sein, dem Ver- 
bot der irreführenden Werbung (§ 3) zu- 
widerhandelt, 

2. mit Gutachten, Zeugnissen oder Bezug- 
nahmen auf Veröffentlichungen wirbt, 
ohne daß die in § 4 bestimmten Voraus- 
setzungen erfüllt sind, 

3. entgegen § 5 eine mit Werbegaben ver- 
bundene Werbung betreibt, 

4. entgegen § 6 eine Werbung betreibt, die 
auf einen Bezug von Arzneimitteln im 
Wege des Versandes hinwirkt, 

5. entgegen § 7 für eine Fernbehandlung 
wirbt, 

6. entgegen § 8 für dort bezeichnete Arznei- 
mittel außerhalb der Fachkreise wirbt, 

7. auf eine durch § 9 verbotene Weise außer- 
halb der Fachkreise wirbt, 

8. entgegen § 10 eine Werbung betreibt, die 
sich auf die in der Anlage zu § 10 auf- 
gefübrten Krankheiten oder Leiden be- 
zieht, 

9. eine nach § 11 unzulässige Werbung be- 
treibt. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§ 15 

(1) Die Strafvorschrift des § 13 und die Bußgeld- 
vorschriften des § 14 gelten auch für denjenigen, 
der als vertretungsberechtigtes Organ einer juri- 
stischen Person, als Mitglied eines solchen Organs, 
als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Per- 


sonengesellschaft des Handelsrechts oder als ge- 
setzlicher Vertreter eines anderen handellt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
tung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz aufer- 
legt. 

§ 16 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
durch § 13 mit Strafe oder durch § 14 mit Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
oder Leiter des Unternehmens oder den gesetzlichen 
Vertreter des Inhabers oder ein Mitglied des zur 
gesetzlichen Vertretung berufenen Organs einer 
juristischen Person oder einen vertretungsberechtig- 
ten Gesellschafter einer Personengesellschaft des 
Handelsrechts eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichts- 
pflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf be- 
ruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 17 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Proku- 
rist einer juristischen Person oder als vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personengesellschaft des Handelsrechts eine Straf- 
tat nach § 13 oder eine Ordnungswidrigkeit nach 
§ 14, so kann auch gegen die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße 
festgesetzt werden. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle einer Straftat 
nach § 13 bis zu zehntausend Deutsche Mark. Ist 
eine Ordnungswidrigkeit nach § 14 begangen wor- 
den, so ist die Geldbuße nach dieser Vorschrift zu 
bemessen. 

§ 18 

(1) Werbematerial, auf das sich eine in § 13 mit 
Strafe oder in § 14 mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung bezieht, kann eingezogen werden. 

(2) Kann wegen der Tat keine bestimmte Person 
verfolgt oder verurteilt werden oder kann eine 
Geldbuße gegen eine bestimmte Person nicht fest- 
gesetzt werden, so kann die Einziehung selbständig 
angeordnet werden. 

(3) Die Vorschrift des § 51 des Arzneimittelgeset- 
zes über die Entschädigungspflicht ist anzuwenden. 
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§ 19 

Unberührt bleiben 

1. das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. S. 499), zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 11. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 172), 

2. § 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 700). 


Artikel 2 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

In § 184 werden in Nummer 3 a hinter den Worten 
„zur Verhütung von Geschlechtskrankheiten" die 
Worte „oder zur Verhütung der Empfängnis" ein- 
gefügt. 


Artikel 3 

Das Arzneimittelgesetz vom 15. Mai 1961, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. Juni 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365), wird wie folgt ergänzt: 

Printer § 38 wird ein § 38 a mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

»§ 38 a 

(1) Arzneimittel, die nicht verschreibungs- 
pflichtig sind, und vom Hersteller oder dem- 
jenigen, der sie sonst in den Verkehr bringt, aus- 
schließlich oder teilweise dazu bestimmt sind, 
Schmerzen zu verhüten, zu lindern oder zu be- 
seitigen, Schlaflosigkeit zu beseitigen oder Ab- 
magerung herbeizuführen, dürfen, soweit sie 
durch Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmte 


Stoffe oder Zubereitungen aus Stoffen enthalten, 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn auf 
den Behältnissen und, soweit verwendet, auf den 
äußeren Umhüllungen und Packungsbeilagen in 
deutlich lesbarer Schrift angegeben ist, daß sie 
nicht ohne ärztlichen oder zahnärztlichen Rat 
längere Zeit oder in höheren Dosen angewendet 
werden sollen. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
wird ermächtigt, die Stoffe oder Zubereitungen 
aus Stoffen zu bestimmen, die als Bestandteile von 
Arzneimitteln nach Absatz 1 geeignet sind, bei 
langanhaltendem Gebrauch und nicht nur infolge 
besonderer Umstände des Einzelfalles die Ge- 
sundheit des Menschen zu gefährden." 


Artikel 4 
§ 20 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 5 
§ 21 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1965 in Kraft. 

(2) Werbematerial, das den Vorschriften der Po- 
lizeiverordnung über die Werbung auf dem Gebiete 
des Heilwesens, jedoch nicht den Vorschriften die- 
ses Gesetzes entspricht und vor dem 1. Juli 1965 
hergestellt worden ist, darf noch ein Jahr nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes verwendet werden. 
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Anlage 

(zu § 10) 


Krankheiten und Leiden, auf die sich die Werbung 
gemäß § 10 nicht beziehen darf: 


A. Krankheiten und Leiden beim Menschen 

1. Nach dem Bundes-Seuchengesetz vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012), zu- 
letzt geändert durch Gesetz vom 23. Januar 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 57) meldepflich- 
tige Krankheiten, 

2. Geschwulstkrankheiten, 

3. Krankheiten des Stoffwechsels und der in- 
neren Sekretion, 

4. Krankheiten des Blutes und der blutbilden- 
den Organe, ausgenommen Eisenmangel- 
anämie, 

5. organische Krankheiten 

a) des Nervensystems, 

b) der Augen und Ohren, 

c) des Herzens und der Gefäße, ausgenom- 
men allgemeine Arteriosklerose, Vari- 
köse und Frostbeulen, 

d) der Leber und des Pankreas, 

e) der Harn- und Geschlechtsorgane, ausge- 
nommen einfache Katarrhe der ableiten- 
den Harnwege, 

6. Geschwüre des Magens und des Darms, 

7. Epilepsie, 

8. Geisteskrankheiten, 

9. Trunksucht, 

10. krankhafte Komplikationen der Schwanger- 
schaft, der Entbindung und des Wochenbetts. 


B. Krankheiten und Leiden beim Tier 

1. Nach dem Viehseuchengesetz vom 26. Juni 
1909 (Reichsgesetzbl. S. 519), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) 
meldepflichtige Krankheiten, 

2. ansteckender Scheidenkatarrh der Rinder, 

3. Fruchtbarkeitsstörungen der Pferde und Rin- 
der, 

4. infektiöse Aufzuchtkrankheiten der Tiere, 

5. bakterielle Eutererkrankungen bei Kühen, 
Ziegen und Schafen, 

6. Kolik bei Pferden und Rindern. 


9 



